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INTEGR ATIONSPREIS 2010 VERLIEHEN

Für mehr Zusammenhalt in 
der Gesellschaft
Abbau von Vorurteilen, mehr Partizipation und ein besseres Miteinander: Sechs Siegerprojekte 
zeichnete Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière mit dem Integrationspreis 2010 für 
ihre innovativen Ideen und ihr Engagement für die Integration von Muslimen aus. 

Circa vier Millionen Muslime leben 
in Deutschland. Um ihre Integra-
tion zu fördern, hat Bundesinnen-
minister Dr. Thomas de Maizière 
einen Wettbewerb um vorbildliche 
Projekte von und mit Muslimen in 
Deutschland ausgelobt. Mit dem 
Integrationspreis 2010 soll das En -
gagement von Projektmitarbeitern 
gewürdigt werden, die mit ihrer 
Arbeit zu mehr gesellschaft licher 
Partizipation, zum Abbau von Vor-
urteilen und zu einem besseren 
Miteinander beitragen. 

Am 12. November wurde der mit 
insgesamt 15.000 Euro dotierte Preis 
im Rahmen einer Festveranstaltung 
in Berlin zum ersten Mal verliehen. 
Aus insgesamt 186 Bewerbungen 
von Einzelpersonen, Vereinen und 
Institutionen wählte eine unabhän-
gige Jury sechs Siegerprojekte aus, 
die sich durch Innovativität, eine 
große Öffentlichkeitswirksamkeit 
und besondere Nachhaltigkeit aus-
zeichnen. Der erste Preis ging an 
den „Kinder- und Jugendfußball für 
Bad Godesberg“ des Internationalen 
Sportclubs AlHilal Bonn e. V. und 
sein Konzept, Mädchen und Jungen 
aus verschiedenen Ländern der 
islamischen Welt über den Fußball 
besser zu integrieren. 

Platz zwei wurde gleich zweimal ver- 
geben: an den Polizeipräsidenten in 
Berlin, Polizeiabschnitt 32, für sein 
Frauenprojekt „Mitte(n)drin“, das 
sich an isoliert und zurückgezogen 
lebende muslimische Frauen des 
Bezirks Berlin-Mitte richtet, sowie 

an das Projekt „www.muslimische-
stimme  n.de“, das den Austausch 
unter und mit Muslimen fördert. 

Auch der dritte Preis ging an ein 
Frauenprojekt. Das „Forum musli-
mischer Frauen im Kreis Reutlin-
gen“ dient der Vernetzung von mus-
 limischen Frauen und soll ihnen die 
Möglichkeit bieten, sich über ihre 
Bedürfnisse und Anliegen auszu-
tauschen.

Vielfalt an Ideen
  

Neben dem Projektwettbewerb wur-
den auch innovative Projektideen 
gesucht. Die Jury wählte zwei 
viel versprechende Konzepte aus: 
„Adopt a child/student“ von Nohma 
El-Hajj und Sunja Baaroun will 
Patenschaften zwischen muslimi-
schen Kindern und zum Teil musli-

mischen Studenten aufbauen und 
den Kindern so ermöglichen, ein 
anderes Umfeld kennenzulernen. 

Das theaterpädagogische Projekt 
„Verschieden sind wir nicht? Sind 
wir verschieden? Wir – verschie-
den? WIR“ des Landratsamtes Neu-
burg-Schrobenhausen richtet sich 
an Schüler. Sie sollen sich mit sowohl 
in der christlichen als auch musli-
mischen Tradition vorhandenen 
Geschichten beschäftigen und ihre 
Ergebnisse in einem Improvisations-
theater künstlerisch darstellen.

Alle Projekte zeugen vom großen 
Engagement vieler Organisatio-
nen, Bürger und Institutionen für 
einen besseren Zusammenhalt in 
Deutschland. In zwei bis drei Jah-
ren soll der Preis wieder aus ge-
schrieben werden.  (kk)

  

Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière (Dritter v. l.) zeichnete am 12. November bei einer 
Festveranstaltung in Berlin die Gewinner des Integrationspreises 2010 aus.

http://www.muslimische-stimmen.de
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Moderne Kommunikationstechnologien wie das Internet werden von Kriminellen für ihre Zwecke 
missbraucht. Moderne Sicherheitstechnologien werden zum Schutz der Cyberwelt entwickelt.

EEiine der wichtigsten Aufgaben des Staates ist es, Sicherheit zu gewährleisten. Dies erfordert 
eeiinen ständigen Anpassungsprozess unserer Sicherheitsbehörden an die sich verändernden 
RRaahmenbedingungen. Die Bedrohung der freiheitlichen Gesellschaft durch den interna-
ttioionalen Terrorismus und die grenzüberschreitende Kriminalität, aber auch die Umwälzungs-
propr zesse der Globalisierung, die rasanten Fortschritte in den Informations- und Kommuni-
katka ionstechnologien oder der Klimawandel haben tiefgreifende Auswirkungen auf die 
GewäGe hrleistung von öffentlicher Sicherheit durch den Staat.

DiDie zunehmende Konzentration 
deder Bürger in Ballungszentren, 
ddiie wachsende Vernetzung unter -
scschied licher Lebensbereiche und 
didie dichten Infrastrukturnetze 
hhaaben eine neue Qualität der Ver-
letletzlichkeit zur Folge.

EEiin Ausfall der Infrastruktur, ihre 
StöStörung oder auch nur ihre Be -
eeiinnträchtigung könnte starke bis 
kkaatastrophale Auswirkungen auf 
StStaaat, Wirtschaft und große Teile 
deder Bevölkerung haben.

ITIT-Sicherheit stärken

Das Internet hat für unsere wirt-
schaftliche, gesellschaftliche und 
soziale Betätigung viele neue Mög-
lichkeiten geschaffen. Doch so posi-
tiv und chancenreich die zuneh-
mende Vernetzung aller Lebens-, 
Wirtschafts- und Verwaltungsbe-  
reiche über das Internet ist, dies hat 
auch negative Auswirkungen. Die 
Verfügbarkeit unserer Comp uter-
netze wird zunehmend von einer 
stark international tätigen organi-
sierten Kriminalität bedroht. Mit-
tels ausgeklügelter Schadaktivitä-
ten versuchen Cyberkriminelle, 
wirtschaftliche Vorteile für sich 
zu erzielen. Wir müssen daneben 
eine deutliche Zunahme von Aus-
spähungs- und Sabotageaktivitäten 
erkennen, die von professionellen 
Akteuren gesteuert werden.

Schutz- und Sicherungsmaßnah-
men können heute nur noch 
bedingt mit vertrauten Techniken 
und Organisationsformen reali-
siert werden. Es ist daher nicht ver-
wunderlich, dass ungeachtet der 
Wirtschafts- und Finanzkrise der 

vergangenen Jahre die Märkte für 
Sicherheitstechnologien und Sicher-
he itsdienstleistungen auf längere 
Sicht überdurchschnittliche Wachs-
 tumsperspektiven aufweisen. Zu 
diesem Ergebnis kommt eine im 
Auftrag des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Technologie 
von der Arbeitsgemeinschaft für 
Sicherheit in der Wirtschaft und 
der VDI/VDE Innovation und Tech-
nik GmbH erstellte Studie. 

Neue Technologien können dabei 
helfen, diese sicherheitspo litischen 
Herausforderungen zu überwin-
den. Hier stehen wir aber in dem 
zentralen Spannungs    feld unserer
freiheitlichen Gesellschaft. Einer-
seits fordern wir neue und innova-
tive sicherheitstechnische Lösun-
gen und andererseits wollen wir 
die Freiheit des Einzelnen – um des-
sen Schutz es uns vor allem geht – 
nicht eingeschränkt wissen. Sicher-
heitstechnik kann, verbunden mit 
Überwachung und Kontrolle, die 
Freiheit beeinträchtigen und inno-
vative Sicherheitslösungen können 
im Konflikt mit privaten Freiräu-
men und bürger lichen Rechten 
stehen. Deshalb brauchen wir 
Sicherheitslösungen, die die Bürger 
schützen, sie aber nicht davon 
abhalten, zu reisen, das Internet zu 
nutzen oder Großveranstaltungen 
zu besuchen.

Zivile Sicherheitsforschung

Auch die zivile Sicherheitsfor-
schung, die uns die Entwicklung 
neuer innovativer Sicherheits-
lösungen ermöglicht, ist daher ein 
wesentlicher Wirtschaftsfaktor 
der Zukunft.

Die Europäische Union setzt sich 
zum Ziel, durch die Entwicklung 
neuer Technologien und geeigne-
ter Begleitmaßnahmen die euro-
päische Gesellschaft verstärkt vor 
Bedrohungen zu schützen und zu -
gleich die Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Industrie zu stär-
ken. Dabei orientiert sich die künf-
tige Sicherheitsforschung der EU an 
den Empfehlungen des Beratergre-
miums „European Security Re search 
and Innovation Forum“ (ESRIF). 
Dieses Forum hat die Europäische 
Agenda für Forschung und Innova-
tion auf dem Gebiet der zivilen 
Sicherheit entwickelt, die die Maß-
stäbe für die kommenden zwei 
Dekaden setzt.

  

Klaus-Dieter Fritsche, Staatssekretär im Bundes-
ministerium des Innern, ist für die Abteilung 
Öffentliche Sicherheit zuständig.

Die Bundesregierung hat ein ei -
ge   nes Förderprogramm entwi-
ckelt, das sich inhaltlich am Pro-
gramm der EU orientiert. Damit 
werden Synergien geschaffen und 
die deutsche Sicherheitsforschung 
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wird im Hinblick auf europäische 
Forschungsvorhaben gezielt vor-
bereitet.

Sicherheitsforschung trägt dazu 
bei, dass deutsche Unternehmen 
und Forschungseinrichtungen 
heute weltweit führend sind bei 
der Entwicklung und Anwendung 
von Methoden und Ausrüstungen 
zum Schutz sicherheitsrelevanter 
Infrastruktureinrichtungen und 
Computersysteme, beim Scannen 
von Containern im internationa-
len Seeverkehr, beim Einsatz von 
Satellitennavigation im Güter-
verkehr, bei der Detektion von 
Gefa hrstoffen und bei der logis-
tischen Bewältigung von Groß-
schadensereig nissen.

Wirtschaftsspionage 
verhindern

Deutsche Unternehmen repräsen-
tieren Spitzentechnologie auf dem 
neusten Stand und nehmen eine 
führende Stellung im Weltmarkt 
ein. Die Stärke der deutschen Wirt-
schaft be ruht dabei   auf Wissens-
vorsprung, Inno  vationsfähigkeit
und Ideenreichtum.

 

In einer immer stärker verfloch-
tenen und globalisierten Wirt-
schaft besteht zunehmend die Not-
     digkeit, Informationen und Know-
how auszutauschen. Nicht alle 
halten sich dabei aber an die Spiel-
regeln! 

Gerade technologisches Know-how 
und Marktstrategien deutscher 
Un  ternehmen stehen im besonde-
ren Fokus von fremden Nachrich-
tendiensten und konkurrierenden 
Untern   ehmen. Es lassen sich ho- 
he Entwicklungskosten einsparen, 
wenn es den Akteuren ge  lingt, 
innovatives Know-how illegal zu 
beschaffen.

Nach Ansicht von Experten muss 
dabei von einem bedeutenden 
volkswirtschaftlichen Schaden aus-
gegangen werden. Neben diesem 
unmittelbaren monetären Scha-
denspotenzial gibt es auch noch 
Folgen, die ebenfalls gravierend 
sind. Das sind vor allem die negati-
ven Auswirkungen auf die markt-
wirtschaftliche Ordnung und den 
Wirtschaftsstandort Deutschland. 
Diese mittelbaren Folgeschäden 
sind vielfältig und weitreichend: 

   

Vertrauens- und Imageverluste, 
Wettbewerbsverzerrungen, Arbeits -
platzverluste für Ar  beit neh mer und 
Renditeverluste für Anleger. Ge- 
fährdet sind nicht nur sogenannte 
Global Player, sondern insbeson-
dere innovative kleine und mittle-
re Unternehmen.

In Zeiten der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise haben sich die 
Ziele von Spionage insgesamt ver-
ändert. Zwar stehen nach wie vor 
die klassischen Aufklärungsziele 
Politik und Militär im Visier. Die 
Aufklärung richtet sich zuneh-
mend aber auch gegen Wirtschaft, 
Wissenschaft und Forschung.

Kritische Infrastrukturen wie die Energieversorgung müssen besonders geschützt werden.

Moderne Spionagerisiken bestehen 
nicht nur durch internetbasierte 
Angriffe auf Computersysteme 
deutscher Wirtschafts   unter neh-
men und Behörden. Gerade auch 
der „Faktor Mensch“ darf nach wie 
vor nicht aus den Augen gelassen 
werden. Viele Firmen und Unter-
nehmen sind sich dieser Gefahren 
noch nicht hinreichend bewusst, 
obwohl unfreundliche Know-how-
Abflüsse bei diesen Unternehmen 
sehr schnell existenzbedrohend 
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werden können. Nur sensibilisiert 
handelnde Mitarbeiter können   
Si cherheitsrisiken erkennen und be-
 g renzen und damit einen wes ent- 
lichen Beitrag zum Inform ations-
schutz in den Unternehmen leisten. 

   

  

Die deutsche Wirtschaft mit ihren Fertigungsprozessen und Forschungsergebnissen steht im Visier internationaler Nachrichtendienste.

Der wirksamste Schutz gegen Wirt-
schaftsspionage basiert ohnehin
erfahrungsgemäß – ne  ben der 
Sicherheit der IT-Systeme – auf der 
Sensibilität und Integrität der 
Mitarbeiter.

Die Strategie der Bundesregierung 
setzt deshalb auf eine breite Auf-
klärungskampagne der Öffentlich-
keit über die Bedrohung durch 
Wirtschaftsspionage für den Indus-
triestandort Deutschland.

Dialog mit der Wirtschaft

Die Abwehr dieser Gefahren für 
die deutsche Wirtschaft bildet dem -
gemäß vor allem auch für das 
Bundesamt für Verfassungsschutz 
einen wichtigen Aufgabenschwer-
punkt. Das Bundesamt ist daher in 
diesem Bereich verstärkt worden.
Die Verfassungsschutzbehörden der 
Länder unterstützen im Übrigen 
beim Informationsschutz in den 
Unternehmen und können dabei – 
wie auch das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz – umfassende Ver-
traulichkeit zusichern. Im Rahmen 
die   ses Wirtschaftsschutzkonzeptes

steht die Prävention durch Infor-
mation im Vordergrund.

Sicherheit ist ein zentraler Wett-
bewerbs- und Erfolgsfaktor für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland. 
Unternehmen, die das erkannt ha    -
ben, werden unter den aktuellen 
wirtschaftlichen Rahmenbe din-
gun gen künftig besser aufgestellt 
sein. Dabei sind wir vor allem dann 
erfolgreich, wenn Staat und Unter-
nehmen den Schutz der deutschen 
Wirtschaft als gemeinsame Auf-
gabe betrachten.

Ein enger und vertrauensvoller 
Dialog über wirksame Abw ehr-
instrumente ist dafür entschei-
dend. Die Arbeitsgemeinschaft für 
Sicherheit der Wirtschaft (ASW) ist 
der zentrale Ansprechpartner des 
Bundesministeriums des Innern 
und der Sicherheitsbehörden. Es 
gilt diesen bewährten Mittler zwi-
schen Staat und Wirtschaft weiter 
auszubauen, um die Sicherheit im 
Interesse der Firmen zu steigern. In 
den Unternehmen muss der Wirt-
schaftsschutz stärker als bisher 
„Chef sache“ werden.  (BMI)
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„Wir besitzen ein offenes Staatsangehörigkeits-
recht“, so Dr. Ole Schröder, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesinnenminister.

EINBÜRGERUNG IN DEUTSCHL AND

Staatsangehörigkeit: 
deutsch Integration ist ein vielschichtiger Prozess, 

die Einbürgerung ein Teil davon. In den 
letzten Jahren hat sich beim Einbürge-
rungsrecht viel getan. Der Erwerb der 
Staatsangehörigkeit ist dennoch an 
wesentliche Voraussetzungen gebunden.

Bereits nach einer Aufenthaltsdauer 
von acht Jahren besteht in Deutsch-
land ein Rechts anspruch auf Ein-
bürgerung. Bei besonderen Integra-
tionsleistungen kann diese Frist auf 
sechs Jahre verkürzt werden. Damit 
macht die Bundesregierung vielen 
der hier lebenden Ausländern ein 
offenes Angebot zur Einbürgerung.

Das Einbürgerungsrecht berück-
sichtigt aber auch die Belange der 
aufnehmenden Gesellschaft. Zu 
den Einbürgerungsvoraussetzungen 
ge  hören ausreichende deutsche
Sprachkenntnisse sowie Kenntnisse 
über Staat, Geschichte und Kultur. 
Nur so ist es möglich, sich in der 
Gesellschaft zu orientieren und an 
der demokratischen Willensbildung 

   

 
   

teilzuhaben. Der 2008 eingeführte 
Einbürgerungstest hat sich mit 
einer Bestehensquote von über 
98 Prozent bewährt.

Rückgang bei 
Einbürgerungen

Die Einbürgerungszahlen sind nach 
einem Höchststand im Jahr 2000 
kontinuierlich gesunken und haben 
sich nunmehr mit circa 96.000 
auf dem Stand 1997 stabilisiert. 
Die möglichen Erklärungen für 
die zurückhaltende Wahrnehmung 
des Einbürgerungsangebots sind 
vielschichtig. Ein Faktor dürfte der 
ge  sicherte Auf enthaltsstatus sein,
über den die meisten der in Deutsch-
land lebenden Ausländer verfügen. 

Sie sind damit Deutschen rechtlich 
in weiten Teilen gleichgestellt, so- 
dass der Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit aus ihrer Sicht – 
außer beim Wahlrecht – häufig 
kaum weitere Vorteile bringt. 

In der Koalitionsvereinbarung ha -
ben sich die Regierungsparteien dar-
auf geeinigt, das Staatsangehörig-
keitsrecht auf unverhältnism äßige 
Hemmnisse zu überprüfen. Hierzu 
hat das Bundesinnenministerium 
das Bundesamt für Mi gration und 
Flüchtlinge mit einer repräsenta-
tiven Befragung unter Einbürge-
rungs   kandidaten beauftragt.

Seit der Einführung des ius-soli am 
1. Januar 2000 erwerben nun auch 
die Kinder ausländischer Eltern 
unter bestimmten Bedingungen 
mit ihrer Geburt in Deutschland 
die deutsche Staatsangehörigkeit. 
Bisher waren dies fast 390.000 Kin-
der. Hinzu kommen weitere 50.000 
Menschen aus den Jahrgängen 
1990 bis 1999, die im Rahmen einer 
Übergangsregelung die deutsche 
Staatsangehörigkeit erworben ha -
ben. Die ersten dieser Kinder sind 
2008 achtzehn Jahre alt geworden 
und müssen sich nun bis zur Voll-
endung ihres 23. Lebensjahres für 
die deutsche oder die ausländis che 
Staatsangehörigkeit entscheiden. 
Die Erfahrungen mit dieser Rege-
lung sollen ausgewertet und über-
prüft werden.  (BMI)

Die Bundesregierung wirbt bei in Deutschland 
lebenden Ausländern für eine Einbürgerung.
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Am Hamburger Flughafen werden zwei 
Körperscanner auf ihre Praxistauglichkeit 
geprüft. Die Benutzung ist freiwillig.

KÖRPER SC ANNER IM TEST

Verstärkte Sicherheit 
im Luftverkehr
Angenehmere Kontrollen und ein höheres Sicherheitsniveau 
an deutschen Flughäfen: Ein Praxistest am Hamburger Flug-
hafen soll zeigen, wie funktionsfähig Körperscanner im Alltag 
sind. Erst nach Ablauf der Testphase wird entschieden, ob sie 
zur Luftsicherheitskontrolle eingeführt werden.

Jacke ausziehen, Armbanduhr, 
große Schmuckstücke und Gürtel 
ablegen, Münzen und Geldbeutel 
aus den Hosentaschen – erst dann 
darf der Körperscanner von den 
Flugpassagieren betreten werden. 
Zwei gelbe Positionsmarkierun-
gen geben vor, wo sie sich hinstel-
len sollen. Dann heißt es, Arme 
über den Kopf strecken, drei 
Sekunden still stehen, schon ist 
der Scan vorbei und der Fluggast 
darf optimalerweise ohne Nach-
kontrollen weitergehen.

Seit gut zehn Wochen testet die 
Bundespolizei am Hamburger 
Flug hafen zwei Körperscanner auf 
ihre Funktionsfähigkeit. Im Vorfeld 
fand ein umfangreicher Labort est 
bei der Forschungs- und Erpro-
bungsstelle der Bundespolizei in 
Lübeck statt. Dieser hat gezeigt, 
dass die Benutzung von Körper-
scannern gesundheitlich unbe-
denklich ist und die Privatssphäre 
der Passagiere gewahrt bleibt. Mit-
tels Millimeterwellen wird kontrol-
liert, ob ein Reisender am Körper 
oder in seiner Kleidung verborgene 
Gegenstände mit sich führt, die 
nicht an Bord von Flugzeugen mit-
genommen werden dürfen. Die 
Scanner sollen am Körper unter 
anderem Waffen oder Sprengstoffe 
aufspüren. Denn im Gegensatz zu 
den herkömmlichen Torsonden 
können sie auch nicht metallische 
Gegenstände anzeigen.

Ein abstraktes Piktogramm, ähn-
lich einem Strichmännchen, das 
bei jedem Fluggast gleich aussieht, 
zeigt dem Sicherheitspersonal auf 
einem Monitor, ob und wo eine 
punktuelle Nachkontrolle not-
wendig ist. Bilder des mensch-
lichen Körpers werden dabei nicht 
produziert. Auch Daten können 
nicht gespeichert werden, da die 
Maschine keine Vorrichtung dafür 
enthält. 

Ziele der Testphase

Mindestens sechs Monate wird der 
Test dauern, bevor entschieden 
wird, ob Körperscanner an deut-
schen Flughäfen zur Sicherheits-
kontrolle eingeführt werden. Ge- 
testet werden die betrieblichen 
Abläufe, die Bequemlichkeit für 
die Passagiere und die Schnellig-
keit der Kontrollen. Sollte der Test 
in Hamburg ergeben, dass die Gerä-
te noch nicht ausgereift sind, wür-
den sie auch nicht eingeführt, so 
Bundes innen minister Dr. Thomas
de Maizière, der am 27. September 

die Testphase eröffnete und als 
einer der Ersten den Körperscan-
ner genutzt hat. Die Passagiere kön-
nen während der Testphase frei 
wählen, ob sie durch die klassische 
Torsonde gehen möchten oder 
durch den neuen Körperscanner. 
Die Kontrolle mit den Körperscan-
nern wird von den Reisenden gut 
angenommen. Etwa 25.000 Men-
schen nutzen die neue Kontroll-
methode in einer Woche.

Die Leistung der Körperscanner 
muss noch verbessert werden. 
Momentan ist die Anzahl der ange-
zeigten „Alarme“ noch zu hoch. Ein 
gewisser Anteil kann dabei sehr 
einfach im Gespräch mit dem Pas-
sagier geklärt werden. In anderen 
Fällen muss nachkontrolliert wer-
den. Der Durchsatz ist bisher zufrie-
denstellend, soll aber noch ange-
hoben werden. Gemeinsam mit 
dem Hersteller wird dazu an einer 
neuen Software gearbeitet. Nur 
unter realen Bedingungen können 
Probleme dokumentiert und nach 
Lösungen gesucht werden. (pg)

>>  Mehr Informationen zum 
Körpers canner und zur Luft-
sicherheit finden Sie unter: 
www.bmi.bund.de 
www.bundespolizei.de

http://www.bmi.bund.de
http://www.bundespolizei.de
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NATIONALES WAFFENREGISTER IM AUFBAU

„Die Sicherheit des Bürgers 
steht im Vordergrund“
Für eine moderne Verwaltung und für schnellere Fahndungen durch die Polizei planen die 
Innenministerien von Bund und Ländern den Aufbau eines Nationalen Waffenregisters. 
Die Projektleiter Dr. Joachim Sturm und Dr. Albert Hermann stellen das Mammutprojekt vor.

innenpolitik: Neben Verschärfun-
gen des Waffenrechts in den letz-
ten Jahren soll nun ein Nationales 
Waffenregister aufgebaut werden. 
Wie kam es zu dieser Idee?

Dr. Joachim Sturm: Ausgangs-
punkt war eine EU-Richtlinie, doch 
dann kam es zu den schrecklichen 
Ereignissen von Winnenden. Da 
stellte sich die Frage, was kann 
man tun? Wir wissen, dass ein 
Waffenregister keine Amokläufe 

verhindert. Das KfZ-Register in 
Flensburg verhindert ja auch keine 
Autounfälle. Durch das zentrale 
Register wird die Polizei bundes-
weit nachprüfen können, wer wel-
che Waffe besitzt. Momentan gibt 
es 577 örtliche Waffenbehörden. 
Diese sind untereinander nicht ver-
netzt, verwenden nicht mal die 
gleiche Software. In diese Daten 
müssen wir Ordnung bringen, 
damit sie bei polizeilichen Fahn-
dungen schnell abgerufen werden 
können. Indem wir einheitliche 
Standards schaffen und die Verwal-
tung modernisieren, entlasten wir 

zudem die Kollegen vor Ort. Diese 
haben dann mehr Zeit zu kontrol-
lieren, ob die Besitzer ihre Waffen 
ordnungsgemäß verwahren.

„Wir hoffen, dass wir 
mit unserem Standard 

zum Vorreiter in 
Europa werden.“

Dr. Joachim Sturm

Dr. Albert Hermann: Der Bürger 
und seine Sicherheit steht bei die-
sem Vorhaben im Vordergrund. 
Auch er soll von der Modernisie-
rung des Waffenwesens profitie-
ren. „Die Daten sollen laufen und 
nicht die Menschen“, heißt es. Wir 
wollen die Bürger von überflüssigen 

Behördengängen entlasten. In einer 
späteren Stufe sollen sie auch direkt 
mittels Onlinelösungen eingebun-
den werden.

innenpolitik: Wie werden diese 
Lös ung en aussehen, wird ein Waf-
fenbesitzer selbst Daten per Internet 
eingeben können?

Dr. Sturm: Eingeben weniger, aber 
wir können uns vorstellen, dass die 
Besitzer zum Beispiel nach einer 
Identifizierung mit dem elektro-
nischen Personalausweis über das 
Internet im Verzeichnis nachsehen 

können, welche Waffen sie aktuell 
gemeldet haben. Des Weiteren ist 
denkbar, dass die Bürger gewisse 
Voranmeldungen machen können, 
wenn sie planen, eine Waffe zu 
erwerben. Das deutsche Waffen-
recht ist sehr strikt in diesem Punkt. 
Ich glaube daher nicht, dass Waffen 
in Zukunft nur noch elektronisch 
zugelassen werden. Aber die Besit-
zer werden sich sicherlich Kopien 
ihrer Waffenscheine oder ihrer 
Erlaubnisse ausdrucken können, die 
sie dann bei Schützenvereinen oder 
Sportverbänden einreichen kön-
nen. Die genauen Möglichkeiten 
müssen noch festgelegt werden.

innenpolitik: Momentan verwal-
ten 577 lokale Behörden mit 
unterschiedlichen Systemen die 
Informationen zu den legalen 
Waffen, die es in Deutschland 
gibt. Welche Hürden sehen Sie bei 
der Einführung des nationalen 
Registers?

Dr. Hermann: Sich auf ein System 
zu einigen, wird weniger das 
Problem sein, da wir die zentrale 
Lösung selber designen und vor-
geben. Das größere Problem ist die 
Datenbereinigung. Unterschiedliche 
Schreibw eisen von Waffen- oder 
Munitionstypen, leer gelas sene 
Informa tionsfelder – hier liegen die 
aktuellen Probleme. Um einheitl iche 
Standards zu bekommen, müssen 
wir zunächst die vorhandenen Daten 
bereinigen, indem wir sie korrigie-
ren, Informationen nachtragen und 
ergänzen. Das ist viel Arbeit.
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innenpolitik: Gibt es in anderen 
europäischen Ländern Beispiele, an 
denen Sie sich orientieren können?

Dr. Sturm: Es gibt Beispiele in Frank-
reich, Österreich und Tschechien, 
aber die eignen sich nicht als Vorla-
ge für uns. Die föderale Struktur 
Deutschlands wirkt sich bei diesem 
Projekt enorm aus. Meine These ist, 
dass es ein solches System, wie wir 
es aufbauen wollen, in Europa noch 
nicht gibt. Wir hoffen, dass wir mit 
unserem Standard zum Vorreiter in 
Europa werden. Wir wollen zu den 
Staaten gehören, die als einer der 
Ersten die Anforderungen der EU-
Richtlinie erfüllen.

innenpolitik: Wer wird später auf 
die Daten zugreifen können?

Dr. Hermann: Dies ist noch nicht 
genau definiert. Im Gesetz zur 
Errichtung des Nationalen Waffen-
registers wird es eine genaue Ab -
grenzung geben, wer mit welchen 
Rechten was sehen darf.

Dr. Sturm: Neben der technischen 
und verwaltungsorganisatorischen 
Vorarbeit entwerfen wir zurzeit 
einen Entwurf für ein Errichtungs-
gesetz. Darin wird festgelegt, woher 
die Daten kommen und wer Zugriff 
darauf haben wird. Das werden die 
Waffenbehörden und ihre Aufsichts-
behörden sein, die Polizei, die Innen -

ministerien in den Ländern, das Bun-
desinnenministerium, aber auch 
die Ämter für den Verfassungs-
schutz von Bund und Ländern. Ohne 
das Gesetz werden die praktischen 
Arbeiten am Register nicht starten.

„Das größte Problem 
bei der Einführung des 

Registers ist die 
Datenbereinigung.“

Dr. Albert Hermann

innenpolitik: Und die Aktualisie-
rung der Daten bleibt in den Hän-
den der lokalen Waffenbehörden?

Dr. Hermann: Ja. Die lokalen Waf-
fenbehörden werden weiterhin 
dafür zuständig sein, dass die 
Daten aktuell und vollständig 
sind. Sie werden vor Ort Waffen 
prüfen und Bescheinigungen aus-
stellen. Das Reg isters ist als eine 
reine Auskunfts datenbank zu sehen 

und weist als zentrale Kompon ente 
eine Syn chro ni sierungsdreh     schei-
be aus.

innenpolitik: Wie werden die 
Daten geschützt?

Dr. Hermann: Es gibt vielfältige 
Schutzmechanismen. Die zentrale 
Komponente ist für sich gesichert. 
Zudem sind die Zugangskanäle ver-
schlüsselt und die lokalen Behör-
den haben nochmals eigene Schutz-
vorrichtungen. Die Software wird 
entsprechend abgeschottet sein. 
Ohne Benutzerpasswort werden 
die Mitarbeiter in den Waffenbe-
hörden nicht auf das Register 
zugreifen können. 

Dr. Sturm: Ein Rollenkonzept wird 
vorgeben, wer welche Daten ändern, 
sehen und löschen darf. Dazu wird 
es IT-Sicherheitskonzepte geben. An 
beiden arbeiten wir noch.

innenpolitik: Wie wird 2015 eine 
Waffe registriert werden?

Dr. Sturm: Wie der Prozess 2015 
im Detail aussehen wird, können 
wir noch nicht sagen. Zurzeit steht 
die erste Aufbauphase im Mittel-
punkt. Geplant ist, im nächsten 
Frühjahr mit weiteren konzeptio-
nellen Schrit  ten zu beginnen.

(Das Gespräch führte Petra Grampe.)
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ZUWANDERER IM ÖFFENTLICHEN DIENST

Brückenbauer und Vorbilder
Um mehr Menschen mit Migrationshintergrund für Berufe im öffentlichen Dienst zu 
gewinnen, unterstützen das Bundesministerium des Innern und seine nachgeordneten 
Behörden vielfältige Integrationsprojekte. Diversity als Chance erkennen, lautet das Motto.

Rund 100 Experten, Praktiker und 
Mitarbeiter der öffentlichen Ver-
waltung waren am 26. Oktober ins 
Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge nach Nürnberg ge- 
kommen, um am Symposium „Inter-
kulturelle Öffnung der Bundesver-
waltung“ teilzunehmen. Ab  seits 
der täglichen Diskussionen in den 
Medien über den Sinn und die Not-
wendigkeit von Integration spra-
chen die Teilnehmer über die Mög-
lichkeiten, mehr Menschen mit 
Migrationshintergrund für eine 
Karriere im öffentlichen Dienst 
zu gewinnen.

Mehr als 16 Millionen Menschen 
mit Migrationshintergrund leben in 
Deutschland. Davon arbeiten nach 
Ansicht von Bundesinnen minister 
Dr. Thomas de Maizière viel zu 
wenige im öffentlichen Dienst: 
„Zuwanderer bringen oft nicht 
nur über Deutsch und Englisch 
hinausgehende Sprachkenntnisse 
mit. Sie sind auch Brückenbauer 
und Vorbilder.“

In seiner Rede vor dem Experten-
forum sprach Dr. de Maizière über 
die Bedeutung nationaler und 
religiöser Vielfalt im Arbeitsleben. 

Die Herkunft sei für den Arbeits-
erfolg nicht entscheidend. Bei der 
Auswahl von Mitarbeitern ginge es 
darum, die Vielfalt und Potenziale 
im Land zu nutzen. Auch sein Ver-
ständnis von Integration erklärte 
der Bundesinnenminister: „Inte-
gration ist weder Assimilation noch 
ein belangloses Nebeneinander-
herleben. Integration ist, wenn 
aus Andersartigkeit kein Problem 
entsteht.“

Die Gründe, warum sich nur weni-
ge Migranten für eine Stelle im 
öffentlichen Dienst bewerben, sind 
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vielfältig. So ergab eine Studie des 
Rhein-Ruhr-Instituts für Sozialfor-
schung und Politikberatung e. V. 
an der Universität Duisburg/Essen, 
dass Jugendliche mit Migrations-
hintergrund und ihre Eltern oft 
wenig über die Ausbildungsmög-
lichkeiten im öffentlichen Dienst 
wissen. Die Konsequenz: Wer die 
Ausbildungsberufe des öffentlichen 
Dienstes nicht kennt, bewirbt sich 
nicht. 

Es zeigt sich außerdem, dass junge 
Migranten oftmals annehmen, sie 
hätten aufgrund ihrer Herkunft 
ohne  hin keine Chance, in den öf -
fentlichen Dienst aufgenommen zu 
werden. Viele ziehen eine Aus-
bildung in der Verwaltung erst gar 
nicht in Betracht, weil sie in ihrem 
Umfeld keine öffentlich Bedienste-
ten kennen, die als Vorbilder dienen 
könnten. Viele glauben zudem, dass 
die deutsche Staatsbürgerschaft 
eine Voraussetzung für eine Aus-
bildung im öffentlichen Dienst ist. 

Bundespolizei sucht 
Nachwuchs

Dass dem nicht zwingend so ist, 
zeigt eine Initiative der Bundesp o- 
lizei. Seit Anfang des Jahres wirbt 
die Sicherheitsbehörde mit Veran-
staltungen um Nachwuchs mit Mi-
grationshintergrund. In einem drei -
jährigen Pilotprojekt informiert die 
Bundespolizeidirektion Flughafen 
Frankfurt am Main Schüler über 
Ausbildungsmöglichkeiten und be -
rufliche Perspektiven. 

Nach einer Informationsveranstal-
tung in der Schule durften in einer 
ersten Projektwoche Ende August 
zehn Schüler vier Tage lang den 
Bundespolizisten über die Schulter 
schauen. Für Anfang kommenden 
Jahres sind Betriebspraktika am 
Frankfurter Flughafen vorgesehen. 
Geplant ist, das Projekt auf den 
Raum München auszuweiten. 

Ob als Lehrer, Polizistin oder Sachbearbeiter – das Bundesministerium des Innern wirbt 
bei Menschen mit Migrationshintergrund für eine Karriere im öffentlichen Dienst.

THW wirbt für sich

Auch das THW sucht Nachwuchs. 
Für das Hilfswerk mit seinen etwa 
80.000 Ehrenamtlichen ist es uner-
lässlich, vermehrt Helfer mit Zu- 
wanderungsgeschichte zu finden. 
Das Pilotprojekt „Integration durch 
Technik“, das vom Bundesministe-
rium des Innern initiiert und vom 
Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge gefördert wird, soll 
gezielt Schülern mit Migrations-
hintergrund die Arbeit des THW 
nahebringen und eine sinnvolle 
Freizeitgestaltung fördern. 

Die Schüler sollen für gesellschaft-
liches Engagement und den Um- 
gang mit moderner Technik moti-
viert werden. Dies kann ihnen bei 
der Suche nach einem Ausbil-
dungsplatz erhebliche Vorteile 
bringen. Sie können sich ferner 
vom THW zu Junghelfern ausbil-
den lassen, um dann mit 18 Jahren 
reguläre ehrenamtliche THW-Hel-
fer zu werden. 

Neben neuen Mitarbeitern mit 
Migrat ionshintergrund geht es 

Minister Dr. de Maizière auch um 
ein besseres Miteinander in der 
Verwaltung. 

Ein besseres Miteinander

Die Beschäftigten sollen für kultu-
relle Unterschiede sensibilisiert wer-
den und andere kulturelle Verhal-
tensweisen akzeptieren lernen. Um 
dem Nachdruck zu verleihen, hat 
Dr. de Maizière am 1. September für 
das Bundesministerium des Innern 
und seine Geschäftsbereichsbehör-
den die „Charta der Vielfalt“ unter-
zeichnet. „Wenn wir unserem An  -
spruch als leistungsfähige und 
zukunftsorientierte Verwaltung 
weiter gerecht werden wollen, 
müssen wir die Vielfalt in unserem 
Land nutzen“, so der Minister.  (pg)

„Charta der Vielfalt“
Die „Charta der Vielfalt“ ist ein grundlegendes Bekenntnis zu Fairness und Wertschätzung von Menschen 
in Unternehmen. Durch die Unterzeichnung verpflichten sich die Beteiligten ein Arbeitsumfeld zu schaffen, 
das frei von Vorurteilen und Ausgrenzung ist. Alle Mitarbeiter sollen Wertschätzung erfahren – 
unabhängig von Geschlecht, Rasse, Nationalität, ethnischer Herkunft, Religion oder Weltanschauung, 
Behinderung, Alter, sexueller Orientierung und Identität. Weit über 600 Unternehmen mit insgesamt über 
4,6 Millionen Beschäftigten haben die seit 2006 bestehende Charta bisher unterzeichnet. Jedes Unter-
nehmen, das sich bereit erklärt, die angegebenen Grundsätze zu erfüllen, kann die Charta unterschreiben. 
Dies gilt auch für öffentliche Arbeitgeber und andere Organisationen, unabhängig von der Unternehmens-
größe, Branche oder Rechtsform. Mehr Informationen unter: www.charta-der-vielfalt.de

http://www.charta-der-vielfalt.de
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Bundesinnenminister wirbt im Ausland für den 
Investitionsstandort Ostdeutschland

  

Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière spricht vor potenziellen 
Investoren in Washington, D.C. (USA). 

Dass der Bundesinnenminister auf Auslandsreisen 
Investorenwerbung für Ostdeutschland macht, passt 
nur auf den ersten Blick nicht zusammen. Als Beauf-
tragter der Bundesregierung für die Angelegenhei-
ten der Neuen Bundesländer vertritt Dr. Thomas de 
Maizière die Interessen der ostdeutschen Länder – 
und dies nicht nur in Deutschland, sondern auch 
weltweit. Zuletzt warb er für den Investitionsstand -  
ort Ostdeutschland in Washington, D.C. (USA). Gute 

Argumente für sein Werben im internationalen 
Wettbewerb um heiß begehrte Investoren hat er. Die 
zentrale Lage in Europa, gute Infrastruktur, ein 
inn ovatives Umfeld mit breiter Forschungslandschaft 
und hoch motivierte Arbeitnehmer: Diese Vorzüge 
machen Ostdeutschland weltweit zu einem der attrak-
tivsten Investitionsstandorte. 

Seine wirtschaftliche Entwicklung liegt dem Minister 
dabei besonders am Herzen. Seit der Wiedervereini-
gung ist in Ostdeutschland bereits viel erreicht wor-
den. Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, gemessen 
am Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner, liegt mitt-
lerweile bei 73 Prozent des Westniveaus. Die Wirt-
schaft muss jedoch weiter wachsen. 

Das heißt: Es werden mehr Investitionen benötigt, die 
nachhaltige Arbeitsplätze schaffen. Ausländische In- 
vestoren sind wichtige Impulsgeber für die Entwick-
lung, denn sie bringen meist nicht nur das Geld mit, 
sondern auch Know-how und Marktb eziehungen.  (BMI)

Bundesbehörden nehmen an
Behördenrufnummer 115 teil
Die Anzahl der Teilnehmer an der einheitlichen 
Behördenrufnummer wächst. Immer mehr Gemein-
den, Behörden und Bundesländer beteiligen sich an 
dem seit März 2009 laufenden Pilotbetrieb der 115. 
Bis Ende 2011 sollen auch alle Bundesbehörden an- 
geschlossen werden. Das hat die Bundesregierung 
im Juni 2010 beschlossen. 

Damit erweitert sich der Service der 115, die bereits 
von über 13 Millionen Bürgern in sieben Bundes-
ländern genutzt werden kann. Mit dem Anschluss 
der Bundesbehörden können die Bürger in den 
Modellregionen dann auch Informationen zu 
einer Vielzahl von Leistungen des Bundes wie Rente, 
Elterngeld oder BAföG erhalten. 

„Die Vorteile der einheitlichen Behördenrufnum-
mer 115 überzeugen Bürger und Kommunen“, so 
Cornelia Rogall-Grothe, Staatssekretärin im Bundes-
ministerium des Innern und Beauftragte der Bun-
desregierung für Informationstechnik. „Ein effi-
zienter und professioneller Service gewährleistet 
schnelle, kompetente und freundliche Auskünfte.“

Viele Bürger 
be    grüßen die
Einführung ei -
ner allgemei-
nen Anlaufstelle, bei der sie telefonisch Aus-
kunft zu verschiedenen Bereichen der öffentlichen 
Verwaltung erhalten. Egal ob Fragen zum neuen 
Personalausweis, zu Formularen, Anträgen, 
Ansprechpartnern oder Öffnungszeiten von 
Ämtern, mit der 115 gibt es erstmals eine Telefon-
nummer, die sich um alle Anliegen der Bürger 
kümmert. 

Die Qualität der Antworten wird dabei ständig ver-
bessert. Kommunale Servicecenter beantworten 
die Fragen oder verweisen an die zuständigen Stel-
len. Die am häufigsten gestellten Fragen werden in 
der Top-100-Liste erfasst und allen teilnehmenden 
Kommunen zur Verfügung gestellt. So erhält der 
Anrufer, unabhängig davon, von wo er anruft, stets 
die gleiche Auskunft.  (um)

>> Mehr Informationen unter:  www.d115.de

http://www.d115.de
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Neues Onlineforum 
„Fragen an den Minister“ 

gestartet

Das Bundesministerium des Innern sucht den Dialog 
mit den Bürgern: Seit September 2010 können 
interessierte Personen über das neue Onlineforum 
„Fragen an den Minister“ ihre Fragen zu einem aktu-
ellen Topt hema an Bundesinnenminister Dr. Thomas
de Maizière richten.

Nach Ablauf einer bestimmten Frist wird die Frage-
runde beendet und die Nutzer sind aufgerufen, über 
die Fragen, die der Minister beantworten soll, abzu-
stimmen. Die Fragen mit den meisten Stimmen werden 
von Dr. Thomas de Maizière in einer Video botschaft 
beantwortet. 

So fanden bereits Foren zu den Themen „Digitalisie-
rung von Stadt und Land – Chancen und Grenzen von 
öffentlichen und privaten Geodatendiensten“, „Der 
Körperscanner – neue Luftsicherheitstechnologie im 
Test“ und „Einführung des neuen Personalausweises“ 
statt. Zahlreiche Fragen haben das Ministerium zu 
den einzelnen Themen erreicht. 

Alle eingereichten Beiträge sind auf der Website des 
Ministeriums zu finden. Für die Anmeldung, die die 
Teinahme am Forum ermöglicht, muss lediglich ein 
Benutzername und eine E-Mail-Adresse angegeben 
werden. In regelmäßigen Abständen finden neue 
Fragerunden statt.  (pg)

>> Da s Bundesministerium des Innern freut sich auf 
Ihre Fragen. Den Service und weitere Informa-
tionen finden Sie unter: www.bmi.bund.de

BUCHTIPP

Amtsdeutsch ade

Wer kennt das nicht: 
Man kommt nach Hause, 
findet im Briefkasten 
einen umfangreichen 
Be  hördenbescheid, ist 
beim Lesen schon nach 
den ersten Absätzen 
ge  nervt und legt das 
Schreiben entmutigt 
und wütend zur Seite.

 

Mit den merkwürdigen 
Auswüchsen, Besonder-
heiten und Kuriosi täten 
des Amtsdeutschen be -
fassen sich Hans-R. Fluck 
und Mich aela Blaha in
ihrem Buch „Im Verhinderungsfalle wird der Wider-
spruchsführer gebeten, dies mitzuteilen“. Die „sehr 
geehrte Gebührene  rhöhungs bescheidempfängerin“
wird – gleichgültig ob sie in einer Verwaltung arbei-
tet oder nicht – bei vielen Passagen des Buches 
schmunzeln, lachen, einfach nur stutzen und 
gele gentlich auch erschrocken reagieren. 

 

Auf unterhaltsame Weise – jedoch ohne Verwaltung 
und Beamte „in die Pfanne zu hauen“ – beschreiben 
die Autoren, wie sich das Amtsdeutsche im Laufe der 
vergangenen Jahrhunderte immer wieder verändert 
hat. Auch wenn seine Geheimnisse und die Ent-
stehung mancher Wortungetümer bis heute nicht 
gelüftet werden konnten, gibt es in Behörden erste 
Tendenzen, Briefe und Bescheide verständlicher zu 
formulieren. Fluck und Blaha zeigen in ihrem Buch 
verschiedene Wege, wie dies möglich ist, ohne 
Gefahr zu laufen, dass das Schreiben dadurch 
rechtlich an greifbar wird. 

„Die ‚Geheimnisse des Amtsdeutschen‘ von Fluck 
und Blaha ist ein humoriger Ausflug in die deutsche 
Amtssprache – für ihre Kritiker und Liebh aber“, so 
Dr. Ole Schröder, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesinnenminister.  (BMI)

Hans-R. Fluck, Michaela Blaha: „Im Verhinde-
rungsfalle wird der Widerspruchsführer gebeten, 
dies mitzuteilen. Geheimnisse des Amtsdeut-
schen“, 2010, Verlag Herder, 7,95 Euro, ISBN 
978-3-451-05991-9

http://www.bmi.bund.de
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40 JAHRE BUNDESINSTITUT 
FÜR SPORT WISSENSCHAF T

Förderer und Initiator von 
Forschungsprojekten
Mit einer Festveranstaltung am 8. Dezember feierte das Bundesinstitut für Sportwissen-
schaft sein 40-jähriges Bestehen. Dabei wurde Bilanz gezogen, aber auch ein Blick in die 
Zukunft der wissenschaftlichen Unterstützung des Spitzensports gewagt.

Wissenschaft und Praxis im Spit-
zensport zusammenführen – die-
ser Aufgabe folgt seit 40 Jahren das 
Bundesinstitut für Sportwissen-
schaft. 1970 gegründet, initiiert, 
fördert und koordiniert die Ein-
richtung aus dem Geschäfts bereich 
des Bundesministeriums des Innern 
seither sportwissenschaftliche For-
schungsprojekte im Spitzensport. 
Dabei spielt auch die Nachwuchs-
förderung, Talentsuche, Entwick-
lung von Sportgeräten und die 
Standardisierung von Sportanlagen 
eine wichtige Rolle.

„Der Aufgabenumfang und deren 
Spezifizierung haben seit der Grün-
dung des Instituts deutlich zuge-
nommen. Weitere Themen wie 
Dopingbekämpfung, Sportökono-
mie, Sporttechnologie und Sport-
recht werden heute von uns 
be arbeitet, und die internationale 
Zu  sammenarbeit wird intensiviert“,
so Institutsdirektor Jürgen Fischer. 
Der studierte Jurist leitet seit 2005 
das in Bonn beheimatete Institut 
mit seinen 26 Mitarbeitern.

Mit rund drei Millionen Euro för-
dert das Bundesinstitut jedes Jahr 
Forschungsvorhaben in Deutsch-
land. Dabei orientieren sich die 
geförderten Projekte stark an den 

Bedürfnissen des Spitzensports. 
Die vielfältigen Transfermaßnah-
men des Instituts dienen dazu, 
die Forschungserkenntnisse an 
die Spitzenverbände und weitere 
Partner weiterzugeben, damit sie 
im Training, bei der Betreuung 
und Ausstattung der Athleten ge- 
nutzt werden können.

Jürgen Fischer leitet das Bundesinstitut für 
Sportwissenschaft in Bonn.

Durchschnittlich 80 bis 100 wissen-
schaftliche Projekte werden pro 
Jahr nach einem standardisierten 
Begutachtungs- und Vergabever-
fahren gefördert. So verspricht sich 
Direktor Fischer zum Beispiel vom 
geplanten Projekt „Rückenschmerz“ 

neue Erkenntnisse und Hilfestel-
lungen für den Spitzensport. „Die 
Ergebnisse sind aber auch für die 
Gesamtbevölkerung von Bedeu-
tung, da beide Gruppen gleich häu-
fig von Rückenscherzen betroffen 
sind“, so Fischer. 

Als Partner der Nationalen Anti 
Doping Agentur unterstützt das 
Bundesinstitut auch Forschungs-
projekte zur Dopingbekämpfung. 
Dazu gehören, neben analytischen 
Projekten zum Nachweis von Blut-
doping oder Doping mit Wachs-
tumshormonen, zunehmend For-
schungsvorhaben, die sich mit der 
Dopingprävention befassen. „Wir 
fühlen uns einem ethisch verant-
worteten und humanen Sport ver-
pflichtet. Doping ist damit nicht zu 
vereinbaren“, erläutert Fischer.

Neben der Förderung wegweisen-
der Forschungsprojekte für den 
Spitzensport gewinnen zuneh-
mend Fragen zur Rolle des Sports 
in der Gesellschaft und bei der 
Integration an Bedeutung. Neue 
wissenschaftliche Projekte wer-
den sich mit diesen Themen aus-
einandersetzen.  (pg)

>>  Weitere Informationen unter: 
www.bisp.de 

http://www.bisp.de
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